
Sonntagshornstr. 41, 83278 Traunstein 

Hauptstr. 58, 83324 Ruhpolding 

Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 12 | 2018

Daten für den Monat  
 Januar 2019

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.1.2019

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 14.1.2019

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 1/2019 = 29.1.2019

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

10/17 3/18 6/18 10/18

+ 1,5 % + 1,5 % + 2,1 % + 2,4 %

Für alle Steuerpflichtigen

KV-Beiträge des Kindes als Sonderausgaben der 
Eltern: Bundesfinanzhof stellt neue Anforderungen

| Tragen Eltern aufgrund einer Unterhaltsverpflichtung die Basiskranken- und 
Pflegeversicherungsbeiträge ihres Kindes, können sie diese als eigene Beiträge 
als Sonderausgaben steuermindernd absetzen. Nach einer aktuellen Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs setzt das allerdings voraus, dass die Eltern dem Kind 
die Beiträge tatsächlich gezahlt oder erstattet haben. Die Finanzverwaltung war 
hier bis dato großzügiger. |

 ◼ Sachverhalt

Zunächst hatte das Kind (Berufsausbil-
dung) die vom Arbeitgeber einbehalte-
nen Beiträge zur gesetzlichen Kran-
ken- und Pflegeversicherung in seiner 
Einkommensteuererklärung als Son-
derausgaben geltend gemacht. Doch 
diese wirkten sich bei der Einkommen-
steuerfestsetzung nicht aus. 

Daraufhin machten die Eltern die Auf-
wendungen bei ihrer Einkommensteu-
ererklärung mit der Begründung gel-
tend, sie hätten ihrem Kind, das noch 
bei ihnen wohne, schließlich Natural-
unterhalt gewährt. 

Sowohl das Finanzamt als auch das Fi-
nanzgericht Köln lehnten den Sonder-
ausgabenabzug der Eltern jedoch ab. 
Der Bundesfinanzhof bestätigte im Er-
gebnis das Urteil des Finanzgerichts.

Der Bundesfinanzhof stellte zunächst 
Folgendes heraus: Die von den unter-
haltsverpflichteten Eltern ansetzbaren 
eigenen Beiträge des Kindes umfassen 
grundsätzlich auch die vom Arbeitgeber 
im Rahmen einer Berufsausbildung 
einbehaltenen Basiskranken- und 
Pflegeversicherungsbeiträge. Die Bei-
träge müssen dem Kind jedoch im Ver-
anlagungszeitraum wegen einer beste-
henden Unterhaltsverpflichtung tat-
sächlich bezahlt oder erstattet worden 
sein. Dass Naturalunterhalt geleistet 
wurde, reicht nicht aus.

Beachten Sie | Bislang forderte das 
Bundesfinanzministerium für den Son-
derausgabenabzug, dass die Eltern den 
Aufwand wirtschaftlich getragen haben. 
Dabei kommt es nicht darauf an, ob die 
Basiskranken- und Pflegeversiche-
rungsbeiträge in Form von Bar- oder 

Sachunterhaltsleistungen getragen 
wurden. Wie die Finanzverwaltung nun 
mit der anderslautenden Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs umgehen 
wird, bleibt vorerst abzuwarten.

Quelle | BFH-Urteil vom 13.3.2018, Az. X R 
25/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 204849; 
BMF-Schreiben vom 24.5.2017, Az. IV C 3 - S 
2221/16/10001: 004, Rz. 81



– 2 – Im Dezember 2018

Für GmbH-Geschäftsführer

D&O-Versicherung deckt 
nicht die Haftung wegen 
nach Insolvenzreife  
zu Unrecht getätigter 
Zahlungen ab

| In einem Verfahren des Oberlandes-
gerichts Düsseldorf ging es kürzlich um 
den Umfang des Versicherungsschut-
zes einer sogenannten D&O-Versiche-
rung, wenn der Geschäftsführer einer 
GmbH für Zahlungen nach Zahlungsun-
fähigkeit oder Überschuldung der Ge-
sellschaft in die Haftung genommen 
wird (§ 64 GmbH-Gesetz). |

Hintergrund

Bei einer D&O-Versicherung handelt es 
sich um eine Vermögensschaden-Haft-
pflichtversicherung für Unternehmens-
leitungen und leitende Angestellte. 

Nach § 64 GmbH-Gesetz sind Ge-
schäftsführer der Gesellschaft zum Er-
satz von Zahlungen verpflichtet, die 
nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit 
der Gesellschaft oder nach Feststel-
lung ihrer Überschuldung geleistet 
werden. Haftungsvoraussetzung ist, 
dass der Geschäftsführer mindestens 
fahrlässig gehandelt hat. Der anzule-
gende Maßstab ist dabei die Sorgfalt 
eines ordentlichen Geschäftsmanns.

 ◼ Vereinfachter Sachverhalt

Die Geschäftsführerin einer GmbH war 
vom Insolvenzverwalter der Gesell-
schaft erfolgreich in Anspruch genom-
men worden, da die GmbH nach Eintritt 
der Insolvenzreife noch Überweisun-
gen getätigt hatte. Die Geschäftsführe-
rin hatte von der Versicherung die Frei-
stellung verlangt – jedoch ohne Erfolg.

Entscheidung

Nach der Entscheidung ist der Haf-
tungsanspruch gemäß § 64 GmbH-Ge-
setz nicht mit dem versicherten An-
spruch auf Schadenersatz wegen eines 
Vermögensschadens vergleichbar. Es 
handelt sich vielmehr um einen „Er-
satzanspruch eigener Art“, der allein 
dem Interesse der Gläubigergesamtheit 
eines insolventen Unternehmens dient.

Quelle | OLG Düsseldorf, Urteil vom 
20.7.2018, Az. 4 U 93/16, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 204629; OLG Düsseldorf, PM 18/2018 
vom 20.7.2018

Für alle Steuerpflichtigen

Überspannung eines Grundstücks mit einer  
Stromleitung: Entschädigung ist nicht zu versteuern

| Das Finanzgericht Düsseldorf hatte in 2016 Folgendes entschieden: Wird eine 
Einmalentschädigung für die Überspannung eines selbst bewohnten Grundstücks 
mit einer Hochspannungsleitung gezahlt, handelt es sich um Einnahmen aus Ver-
mietung und Verpachtung. In der Revision hat der Bundesfinanzhof nun aber her-
ausgestellt, dass die Entschädigung zu keinen steuerbaren Einkünften nach dem 
Einkommensteuergesetz führt. |

 ◼ Sachverhalt

Anlässlich der Planung einer Hoch-
spannungsleitung, die genau über das 
selbst bewohnte Hausgrundstück des 
Steuerpflichtigen führen sollte, 
schloss dieser eine Vereinbarung, wo-
nach die D-GmbH berechtigt war, das 
Grundstück in Anspruch zu nehmen. 
Hierfür wurde dem Steuerpflichtigen, 
der sich zu der Bewilligung einer ent-
sprechenden beschränkten persönli-
chen Dienstbarkeit im Grundbuch ver-
pflichtete, eine einmalige Entschädi-
gung gewährt. 

Die steuerliche Beurteilung war alles 
andere als einheitlich: Das Finanzamt 
ging von Einkünften aus sonstigen 
Leistungen nach § 22 Nr. 3 Einkom-
mensteuergesetz aus, das Finanzge-
richt Düsseldorf stellte auf Vermie-
tungseinkünfte ab – und der Steuer-
pflichtige argumentierte, dass er sich 
gegen den enteignungsgleichen Ein-
griff nicht wehren konnte. Es könne 
von keiner freiwilligen Leistung und 
keiner ausgewogenen Gegenleistung 
gesprochen werden. Die Entschädi-
gung sei somit nicht steuerbar.

Der Bundesfinanzhof schloss sich der 
Sichtweise des Steuerpflichtigen an. Für 
die Steuerbarkeit einer Entschädi-
gungszahlung macht es keinen Unter-

schied, ob ein Steuerpflichtiger tatsäch-
lich zwangsweise (teil-)enteignet wird 
oder ob er zur Abwendung seiner Ent-
eignung auf der Grundlage einer einver-
nehmlichen Regelung eine beschränkt 
persönliche Dienstbarkeit bestellt. Steht 
nicht die (zeitlich begrenzte) Nutzungs-
überlassung des Grundstücks im Vor-
dergrund, sondern die endgültige Auf-
gabe eines eigenständig zu beurteilen-
den Vermögenswerts, ist der Vorgang 
wie eine (nicht steuerbare) Vermögens-
umschichtung zu behandeln.

MERKE | Der Streitfall unterscheidet 
sich insoweit von einer Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs aus 1994, wo nur 
eine befristete Dienstbarkeit einge-
räumt worden war. Hier zählte die Nut-
zungsentschädigung zu den Einnah-
men aus Vermietung und Verpachtung.

Letztlich stellte der Bundesfinanzhof 
klar, dass auch keine Einkünfte aus 
sonstigen Leistungen vorlagen. Denn 
von dieser Einkunftsart werden keine 
Vorgänge erfasst, die Veräußerungen 
oder veräußerungsähnliche Vorgänge 
im privaten Bereich darstellen.

Quelle | BFH-Urteil vom 2.7.2018, Az. IX R 
31/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 204859; 
BFH-Urteil vom 19.4.1994, Az. IX R 19/90

Für Arbeitnehmer

Lohnsteuer-Ermäßigung 2019: Anträge ab sofort möglich

| Arbeitnehmer können ihr monatliches Nettoeinkommen selbst beeinflussen und 
müssen nicht bis zur Abgabe der Einkommensteuererklärung warten. Mit dem Vor-
druck „Antrag auf Lohnsteuer-Ermäßigung 2019“ können sie die Berücksichtigung 
ihrer individuellen Verhältnisse bereits beim Lohnsteuerabzug durch einen Freibe-
trag, der wahlweise für ein oder zwei Jahre Gültigkeit hat, beantragen. Dies ist seit 
dem 1.10.2018 möglich. |

Ehegatten und Lebenspartner können 
zudem zwischen den Steuerklassen 
III/V, IV/IV oder IV/IV mit Faktor wählen. 
Das Faktorverfahren kann beim Wohn-
sitzfinanzamt mit dem Vordruck „Antrag 
auf Steuerklassenwechsel bei Ehegat-

ten/Lebenspartnern“ beantragt werden, 
wobei der gebildete Faktor erstmals ab 
dem Veranlagungszeitraum 2019 eine 
Gültigkeit von zwei Jahren hat.

Quelle | OFD Karlsruhe, PM Nr. 5/2018 vom 
1.10.2018
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Für Unternehmer

Hinzuschätzungen: Ein Umsatzsteuerheft allein 
erfüllt die Aufzeichnungspflichten nicht

| Führt ein Steuerpflichtiger ausschließlich ein Umsatzsteuerheft, in dem er die 
Tageserlöse in einer Summe einträgt, ohne weitere Ursprungsaufzeichnungen, 
Kassenberichte oder Ähnliches zu führen, erfüllt er nicht die Anforderungen an die 
Aufzeichnungspflichten der Einnahmen-Überschussrechnung. Nach einem Be-
schluss des Finanzgerichts Hamburg ist das Finanzamt in solchen Fällen berech-
tigt, die erklärten Umsätze um einen Sicherheitszuschlag zu erhöhen. |

Zum Hintergrund: Ein Unternehmer, 
der ohne gewerbliche Niederlassung 
oder außerhalb einer solchen von Haus 
zu Haus oder auf öffentlichen Straßen 
oder an anderen öffentlichen Orten 
Umsätze ausführt oder Gegenstände 
erwirbt, hat ein Umsatzsteuerheft nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu 
führen. So steht es in § 22 Abs. 5 Um-
satzsteuergesetz.

 ◼ Sachverhalt

Ein Steuerpflichtiger betrieb einen ge-
werblichen Handel mit mediterranen 
Lebensmitteln auf Wochenmärkten in 
Hamburg und ermittelte seinen Ge-
winn durch Einnahmen-Überschuss-
rechnung. Ein Kassenbuch über seine 
täglichen Bareinnahmen führte er 
ebenso wenig wie Kassenberichte oder 
ähnliche Aufzeichnungen. Er führte 
nur Umsatzsteuerhefte, in denen er 
unter dem jeweiligen Tagesdatum den 
Tagesumsatz in einer Summe notierte.

Nach einer Außenprüfung erhöhte das 
Finanzamt die erklärten Umsätze um 
einen Sicherheitszuschlag – und zwar 
zu Recht, wie das Finanzgericht Ham-
burg nun entschied. 

Nach dem Beschluss sind die formellen 
Mängel so erheblich, dass sie allein eine 
Schätzungsbefugnis begründen. 

Zwar ist der Steuerpflichtige als Händ-
ler auf Wochenmärkten, der vorwie-
gend Barumsätze von geringem Wert 
mit einer Vielzahl unbestimmter Perso-
nen erzielt, nicht zur Aufzeichnung eines 
jeden einzelnen Umsatzes verpflichtet. 
Auch konnte er für Umsatzsteuerzwecke 
seine Barumsätze täglich lediglich in  
einer Summe erfassen und diese in das 
Umsatzsteuerheft übertragen. 

Wie diese Tagessummen jedoch zustande 
gekommen sind, war den Unterlagen 
des Steuerpflichtigen nicht zu entneh-
men. Da er keine weiteren Ursprungs-
aufzeichnungen geführt hat, hätte er die 
Tageseinnahmen durch tägliches tat-
sächliches Auszählen ermitteln und dies 
in einem Kassenbericht dokumentieren 
müssen. Da das nicht erfolgte, sind die 
Aufzeichnungen bezüglich der Erlöse 
formell nicht ordnungsgemäß.

Quelle | FG Hamburg, Beschluss vom 
29.6.2018, Az. 2 V 290/17, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 205213

Für Unternehmer

Korrektur eines unrichtigen Umsatzsteuerausweises 
nur bei Differenzrückzahlung an Kunden

| Wer einen höheren als den gesetzlich geschuldeten Umsatzsteuer-Betrag in der 
Rechnung ausweist, schuldet auch den überhöhten Betrag. Allerdings erlaubt § 14c 
Abs. 1 S. 2 Umsatzsteuergesetz die Korrektur des überhöhten Umsatzsteuerauswei-
ses per Rechnungsberichtigung. Der Bundesfinanzhof hat nun aber entschieden, dass 
eine Umsatzsteuer-Korrektur beim Finanzamt grundsätzlich nur möglich ist, wenn der 
Leistende dem Leistungsempfänger zuvor den Differenzbetrag erstattet hat. |

Nach Meinung des Bundesfinanzhofs 
ergibt es sich aus dem Systemzusam-
menhang, dass eine Rückerstattung des 
Finanzamtes erst nach vorheriger 
Rückzahlung des Umsatzsteuer-Diffe-
renzbetrags an den Leistungsempfän-
ger erfolgen kann. Der Bundesfinanz-
hof begründet seine Entscheidung u. a. 

damit, dass der Leistende nach Erhalt 
der Umsatzsteuer-Rückerstattung des 
Finanzamtes – ohne Rückzahlungsver-
pflichtung – ungerechtfertigt berei-
chert wäre. 

Quelle | BFH-Urteil vom 16.5.2018, Az. XI R 
28/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 202641

Für alle Steuerpflichtigen

„Ehe für alle“:  
Gilt der Splittingtarif 
rückwirkend bis 2001?

| In 2017 ist das Eheöffnungsgesetz 
(„Ehe für alle“) in Kraft getreten. Es 
könnte Partnern einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft die Möglichkeit 
bieten, rückwirkend ab 2001 die Zu-
sammenveranlagung durchzusetzen. 
Ein Ehepaar hat vor dem Finanzgericht 
Hamburg zumindest einen Etappensieg 
errungen. Letztlich entscheiden wird 
aber der Bundesfinanzhof im Revisions-
verfahren. |

 ◼ Sachverhalt

Die Steuerpflichtigen hatten in 2001 
(nach Inkrafttreten des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes am 1.8.2001) eine 
Lebenspartnerschaft begründet, die 
sie nach Inkrafttreten des Eheöffnungs-
gesetzes im November 2017 in eine Ehe 
umwandelten. Nach der gesetzlichen 
Regelung ist der Tag der Begründung 
der Lebenspartnerschaft nach der Um-
wandlung in eine Ehe für die Rechte 
und Pflichten der Partner maßgeblich. 

Weil die Zusammenveranlagung nach 
dem Splittingtarif oft zu einer geringe-
ren Steuerlast führt, beantragten die 
Steuerpflichtigen die für Eheleute vor-
gesehene Zusammenveranlagung 
nachträglich für alle Jahre seit Beginn 
ihrer Lebenspartnerschaft, also ab 
2001. Dies lehnte das Finanzamt ab, 
weil beide Partner bis 2012 bereits mit 
bestandskräftigen Bescheiden jeweils 
einzeln zur Einkommensteuer veran-
lagt worden waren. Doch das sah das 
Finanzgericht Hamburg anders.

Das Finanzgericht begründet seine 
Sichtweise wie folgt: Das Eheöffnungs-
gesetz bestimmt, dass nach der Um-
wandlung der Lebenspartnerschaft in 
eine Ehe für die Rechte und Pflichten 
der Lebenspartner der Tag der Begrün-
dung der Lebenspartnerschaft maßge-
bend ist. Nach der Umwandlung sind 
die Lebenspartner so zu stellen, als ob 
sie am Tag der Begründung der Le-
benspartnerschaft geheiratet hätten. 

Das Gesetz ist grundsätzlich geeignet, 
ein rückwirkendes Ereignis darzustellen, 
das eine Änderung der bestandskräftigen 
Steuerbescheide ab 2001 rechtfertigt.

Quelle | FG Hamburg, Urteil vom 31.7.2018, 
Az. 1 K 92/18, Rev. BFH Az. III R 57/18, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 203117; FG Hamburg, 
PM vom 20.8.2018



– 4 – Im Dezember 2018

 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Arbeitnehmer

Finanzverwaltung veröffentlicht die Umzugskosten-
pauschalen für 2018 bis 2020

| Grundsätzlich gehören Umzugskosten zu den nicht abzugsfähigen Kosten der pri-
vaten Lebensführung. Ist der Umzug aber beruflich veranlasst, können Umzugskos-
ten als Werbungskosten geltend gemacht werden. Für sonstige Umzugskosten (z. B. 
Trinkgelder an das Umzugspersonal) sowie für umzugsbedingte Unterrichtskosten 
gewährt die Finanzverwaltung Pauschalen. Aktuell hat das Bundesfinanzministeri-
um die Pauschalen für Umzüge in den Jahren 2018 bis 2020 ver öffentlicht. |

Berufliche Veranlassung

Nach Ansicht der Verwaltung ist ein 
Umzug z. B. in folgenden Fällen beruf-
lich veranlasst: 

 • Durch den Umzug verkürzt sich die 
Entfernung zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte erheblich.

 • Der Umzug wird im überwiegenden 
betrieblichen Interesse des Arbeit-
gebers durchgeführt (z. B. der Ein- 
oder Auszug in eine Dienstwoh-
nung).

 • Der Umzug erfolgt aufgrund der 
erstmaligen Aufnahme einer be-
ruflichen Tätigkeit, eines Arbeits-
platzwechsels oder einer Verset-
zung.

Umzugspauschalen

Für die Frage, welche der folgenden 
Pauschalen anzuwenden sind, ist das 
Datum maßgebend, an dem der Umzug 
beendet wurde:

Umzugsbedingte  
Unterrichtskosten (in EUR)

ab 1.3.18 = 1.984
ab 1.4.19 = 2.045
ab 1.3.20 = 2.066

Sonstige Umzugskosten (in EUR)
ab

1.3.18 1.4.19 1.3.20

Verheiratete 1.573 1.622 1.639

Ledige 787 811 820

Zuschlag für 
weitere Personen 
im Haushalt  
(nicht Ehegatten)

347 357 361

Die Pauschalen erhöhen sich um 50 %, 
wenn ein Arbeitnehmer innerhalb von 
fünf Jahren das zweite Mal aus beruf-
lichen Gründen umzieht.

Beachten Sie | Anstelle der Pauscha-
len können auch die im Einzelfall nach-
gewiesenen höheren Umzugskosten als 
Werbungskosten abgezogen werden.

Quelle | BMF-Schreiben vom 21.9.2018, Az. IV 
C 5 - S 2353/16/10005, unter www.iww.de, Ab-
ruf-Nr. 204623

Für Unternehmer

Umsatzsteuersatz in Bäckereifilialen: Es kommt auf 
die Sitzgelegenheiten an

| Beim Finanzgericht Münster ist ein Verfahren anhängig, das den Verkauf von Back-
waren und anderen Lebensmitteln zum Verzehr an Ort und Stelle von Bäckereifilia-
len betrifft. Hierbei kann es sich sowohl um Fachgeschäfte (Bäckerei mit eigenem 
Cafe) als auch um Filialen im Vorkassenbereich von Supermärkten handeln. Die 
Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen hat ihre Finanzämter nun angewiesen, wie 
derartige Umsätze umsatzsteuerrechtlich zu behandeln sind. |

Die Lieferung von Speisen zum Ver-
zehr an Ort und Stelle unterliegt dem 
Regelsteuersatz von 19 %, wenn die 
vorhandenen Sitzgelegenheiten

 • im Eigentum der Bäckerei stehen, 
 • angemietet wurden oder 
 • zumindest deren Mitnutzung aus-

drücklich vereinbart wurde.

Können die Sitzgelegenheiten nicht der 
Bäckerei zugerechnet werden oder sind 
keine Sitzgelegenheiten vorhanden, ist 
der ermäßigte Umsatzsteuersatz anzu-
wenden.

Quelle | OFD Nordrhein-Westfalen, Kurzinfo 

USt 3/18 vom 26.4.2018; beim FG Münster an-

hängiges Verfahren: Az. 15 K 2553/16 U

Für Unternehmer

Zeitliche Zuordnung  
von Umsatzsteuer- 
Vorauszahlungen

| Wird eine Umsatzsteuer-Vorauszah-
lung innerhalb von 10 Tagen nach Ablauf 
des Kalenderjahrs gezahlt, ist sie auch 
dann im Jahr ihrer wirtschaftlichen Zu-
gehörigkeit abziehbar, wenn der 10.1. 
des Folgejahrs auf einen Samstag oder 
Sonntag fällt. Damit widerspricht der 
Bundesfinanzhof der Finanzverwaltung. |

Hintergrund: Bei der Einnahmen-Über-
schussrechnung sind Ausgaben grund-
sätzlich in dem Jahr anzusetzen, in dem 
sie geleistet wurden. Davon abweichend 
gelten regelmäßig wiederkehrende Aus-
gaben, die bei dem Steuerpflichtigen 
kurze Zeit vor Beginn oder kurze Zeit 
nach Beendigung des Jahres, zu dem sie 
wirtschaftlich gehören, abgeflossen sind, 
als in diesem Jahr geleistet. Als kurze 
Zeit gilt ein Zeitraum von bis zu 10 Tagen.

 ◼ Sachverhalt

Das Finanzamt akzeptierte die Umsatz-
steuer-Vorauszahlung für Dezember 
2014, die am 8.1.15 geleistet wurde, 
nicht als Betriebsausgabe des Jahres 
2014. Die Vorauszahlung sei wegen  
§ 108 Abs. 3 Abgabenordnung (AO) nicht 
am Samstag (10.1.15), sondern am 
Montag und damit außerhalb des 
10-Tages-Zeitraums fällig geworden. 
Der Bundesfinanzhof sah das anders.

Selbst wenn die Vorauszahlung inner-
halb des 10-Tages-Zeitraums fällig sein 
muss (was der Bundesfinanzhof offen-
ließ), ist dies im Streitfall erfüllt. Denn 
bei der Ermittlung der Fälligkeit ist allein 
auf die Frist des § 18 Abs. 1 S. 4 Umsatz-
steuergesetz abzustellen. Die Verlänge-
rung der Frist nach der AO gilt hier nicht, 
da es sich bei regelmäßig wiederkehren-
den Ausgaben um keine Frist, sondern 
um eine Abflussfiktion handelt.

Quelle | BFH-Urteil vom 27.6.2018, Az. X R 
44/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 205117; 
BFH, PM vom 24.10.2018


